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Auftreten Obamas in Polen
ist eine Provokation

Zu »USA und NATO bauen Engage-
ment im Osten aus«, 4.6., S. 7
Ich halte die Reise von USA-Präsi-
dent Obama nach Polen und vor al-
lem sein Auftreten, um Stimmung
für einen harten Kurs gegen Russ-
land zu machen und die verstärkte
Aufrüstung europäischer NATO-
Ländern zu fordern, für eine Provo-
kation. Nicht zufällig wurde dieser
Auftritt nach dem Motto des Kalten
Krieges von USA-Kampfflugzeugen
und ihren Piloten demonstrativ
umrahmt. Das trägt keinesfalls zur
Entspannung in der Ukraine bei, ist
eine durchsichtige militärische
Drohgebärde gegen Russland und
erschwert diplomatische Lösungen.
Man stelle sich umgekehrt vor,

wenn Russlands Präsident Putin
nach Kuba reisen würde, um dort
die Stationierung russischer Streit-
kräfte und Kampfflugzeuge zu de-
monstrieren. Der empörte Aufschrei
der USA und ihrer NATO-Partner
wäre im Vorfeld dieser Reise sicher!
Dr. Helmut Koch, Eberswalde

Bitte auch Obama sagen

Zu »Merkel droht Russland weitere
Sanktionen an«, 5.6., S. 1
Die Bundeskanzlerin behauptet, die
G8-Staaten seien auch eine Ge-
meinschaft, die Werte teilt und das
Völkerrecht achtet. Das sollte sie
einmal Obama sagen, damit die
USA ihre völkerrechtswidrigen Ag-
gressionen beenden und ihre Trup-
pen aus allen Auslandseinsätzen
zurückziehen.
Dr. Kurt Laser, Berlin

Erfrischender Wind der Satire

Zu »Verschworene Gemeinschaft«,
27.5., S. 15 und »Ei wonn tu hol jur
hemd«, 5.6., S. 4
Ich werde immer misstrauisch,
wenn jemand meint, früher war al-
les besser. Da der Leserbriefschrei-
ber einräumt, dass sein Interesse

am »Eulenspiegel« vermutlich seit
Jahrzehnten dahin sei, kann er sich
auch nicht zum heutigen Inhalt äu-
ßern. Sonst wüsste er, dass Renate
Holland-Moritz’ spitzzüngige Film-
kritiken erscheinen, Beiträge, auch
bleibender Art, geboten werden,
gute Karikaturen das Blatt schmü-
cken, Titelbilder Genuss für Auge
und Verstand sind, ein erfrischen-
der Wind der Satire, der Dank der
»Eule« die Presselandschaft belebt.
Mathias Wedel hat sich zutreffend
zu Inhalt und Perspektive der Zeit-
schrift geäußert.
Manfred Jantsch, Pirna

Unterschlagene Fehlentwicklung

Zu »LINKE will Tsipras wählen«,
5.6., S. 5.
Die Präferenz der Linkspartei kann
nicht überzeugen, auch wenn man
vom Prinzip her auf europäischer
Ebene einen politisch nahestehen-
den Akteur unterstützen muss. Das
Problem bei Alexis Tsipras liegt vor
allem darin, dass er die große sozi-
ale Krise im mediterranen Raum so
gut wie nur mit dem Euro und der
Austeritätspolitik in Verbindung
bringt. Und unterschlägt, dass es
bereits vor Einführung des Euro in
Südeuropa erhebliche Fehlentwick-
lungen gegeben hat, wie grassie-
rende Korruption, die eine maß-
gebliche (Mit-)Verantwortung für
die heute fehlende Wettbewerbsfä-
higkeit und hohe Jugendarbeitslo-
sigkeit trägt. Weswegen ein Kurs-
wechsel in Brüssel und Straßburg
alleine nicht weiterhilft, sondern
lediglich eine radikale Infragestel-
lung der bisherigen klientelwirt-
schaftlichen Gesellschaftsmodelle in
Ländern wie insbesondere Spanien,
Italien und Griechenland, da alleine
dieses solidarisch gegenüber der
abgehängten jungen Generation ist!
Rasmus Ph. Helt, Hamburg
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KOMMENTIERT

Super Marios nächster Coup
Dieter Janke über die Geldpolitik der Europäischen Zentralbank

Spätestens seit Sommer 2012 ist der unorthodoxe wie konsequente Stil
von Mario Draghi allseits bekannt. Angesichts des drohenden finanziellen
Kollapses von Spanien und Italien erklärte der Chef der Europäischen
Zentralbank seinerzeit, die EZB werde alles tun, um den Euro zu retten.
Daraufhin entschärften sich die akuten Refinanzierungsprobleme der
Südeuropäer und die Einheitswährung schien gerettet. Es war sogar von
»Super Mario« die Rede. Jedoch die auch von der EZB getragenen restrik-
tiven Kürzungsprogramme drückten die Wirtschaftsleistung jener Länder
derart, dass nunmehr die akute Gefahr einer deflationären Abwärtsspirale
greifbar ist. Was den Verbraucher freut, treibt den Sparern den Angst-
schweiß auf die Stirn. Doch trotz des niedrigen Zinsniveaus will die
Nachfrage der Unternehmen nach Krediten vor allem in Südeuropa par-
tout nicht anspringen – ein überdeutliches Zeichen dafür, dass die euro-
päische Konjunktur auf des Messers Schneide steht.
Daher hatte EZB-Chef Draghi gar keine andere Wahl, als die bisherige

Politik des billigen Geldes fortzusetzen und den Leitzins um weitere zehn
Basispunkte zu senken. Die geldpolitischen Stimuli für private Investitio-
nen sind damit jedoch nahezu ausgereizt. Über ergänzende Konjunktur-
programme schweigt man sich europaweit indes nach wie vor aus.

Null Punkte für Fahimi
Christian Klemm findet einen SPD-Vorschlag zur Zuwanderung rassistisch

Die Sozialdemokratie versucht sich gerade als Lobbyorganisation für Mig-
ranten in Szene zu setzten. Der Grund ist die Neuregelung zum Staatsbür-
gerrecht (»Doppelpass«). Wie wenig das mit der Realität zu tun hat, stellte
SPD-Generalsekretärin Yasmin Fahimi jetzt in einer Zeitung klar. Ein Punk-
tesystem soll den Zuzug von Migranten in die Bundesrepublik steuern, so die
ehemalige Gewerkschafterin. Die rechte »Alternative für Deutschland« hat
sich bereits beschwert, dass die Genossen ihre Positionen vertreten. Rassis-
mus ist unser Alleinstellungsmerkmal, soll das wohl heißen.
Das Punktesystem in Kanada, an dem sich Deutschland laut Fahimi unter

anderem orientieren sollte, begünstigt diejenigen Bewerber bei der Vergabe
einer Aufenthaltsgenehmigung, die einen Hochschulabschluss, Berufserfah-
rung und Fremdsprachenkenntnisse vorweisen können. Sie dürfen sich Hoff-
nung machen, als Ingenieure oder Fachkräfte zu arbeiten. Viele Zuwanderer,
die der Armut in ihren Heimatländern entkommen wollen, können mit die-
sen Qualifikationen nur in den seltensten Fällen punkten. Sie sind für Wirt-
schaftskonzerne nicht profitabel, brauchen zunächst finanzielle Unterstüt-
zung und holen womöglich noch Familienangehörige nach. Gerade diesen
Menschen sollten die Türen sperrangelweit geöffnet werden. Stattdessen will
Fahimi sie ihnen vor der Nase zuknallen.

Wenn das Gewissen ruft
Sebastian Blum über US-Heimkehrer Bergdahl und wütende Republikaner

Wenige Tage vor seiner Gefangennahme im Juni ’09 erzählte Sergeant Bo-
we Bergdahl seinem Vater in einem Brief von Afghanistan. Er schien nerv-
lich am Ende, nannte die Mission eine Lüge und schämte sich aus Empathie
mit den Afghanen, Amerikaner zu sein. Er wollte aussteigen. Sein Vater
antwortete, er solle auf sein Gewissen hören. Daraufhin legte der damals
23-Jährige seine Waffe ab und verließ das Camp. Er lief Taliban-Kämpfern
in die Arme, die ihn fünf Jahre als Kriegsgefangenen hielten. Nun wurde er
im Tausch mit fünf Guantanamo-Häftlingen freigelassen.
Der Aufschrei der Republikaner ließ nicht auf sich warten. Ein Sturm

aus Protesten wehte der Regierung entgegen. Amerika habe einen Deser-
teur für fünf Terroristen eingetauscht. Fünf Terroristen, die wieder zur
Waffe greifen könnten. Für einen, der nicht einmal im Kampf gefangen
genommen wurde.
So traurig es klingt – diese Art der Rhetorik stammt nicht aus einem

Woody-Allen-Film, sondern aus Politikdiskussionen. Die Republikaner
zeigen ihren Unwillen, dem seltenen Anflug von Diplomatie in diesem
Krieg eine Chance zu geben. Ganz abgesehen davon wurde ein Men-
schenleben gerettet. Das sollte es wert sein, fünf Häftlinge aus einem
zwielichtigen Gefängnis zu entlassen.

KOLUMNE

Ein Fall von politischer Hypnose?
Wie »Mutti« Merkel die Demokratie mit dem Schlafkissen erstickt, Europa in den Dämmerzustand versetzt – und ein
notwendiger Abspann zu diesem Thema. Von Wolfgang Storz

Christoph Schwennicke ist Chefre-
dakteur des Monatsmagazins »Cice-
ro« und qua Amt nachdenklich-in-
telligenter Anführer des Journalis-
mus für gutsituierte Bürgerlichkeit.
Er hadert: Auf der Bühne der Demo-
kratie herrsche Ruhe und nicht die
gepflegte Auseinandersetzung. Wa-
rum? »Die ruhige Art der Kanzlerin
hat die Deutschen gezähmt.« Mehr
noch: Sie habe deren parlamentari-
sche Demokratie bereits »erstickt«.
Mit dem Schlafkissen, vermutlich.
Deutschland als Fall für Parapsycho-
logie und Hypnose?
Am Horizont sieht er, der Gott sei

Dank (noch) wache Nicht-Einge-
schläferte, das nächste Opfer: Euro-
pa. »Mit aller Kraft« müsse verhin-
dert werden, »dass Merkel auch noch
Europa in einen Dämmerzustand
versetzt«. Oha. Überall Schlaftablet-
ten unterwegs. Wirklich so schlimm?
Angela Merkel wird von Journa-

listen wie von ihren parteiin- wie
externen Kontrahenten gerne als
»ein Wesen« (Mutti, schwarze Wit-
we, Hypnotiseurin) identifiziert,
nicht von dieser politischen Welt
und ohne Achillesferse. Sogar veri-
table Politiker der Linkspartei ver-
treten allen Ernstes die These, nur
politische Selbstmörder könnten es
in Wahlkämpfen wagen, die unan-
greifbar mächtige Angela Merkel
anzugreifen.
Merkel verfügt über eine Haus-

macht, die kein anderer hat: Die
meisten Umfragen zeugen von ihrer
fast unverschämt hohen Beliebtheit.
Woher kommen diese glänzenden
Werte? Besser als sie repräsentiert
niemand die wechselnden herr-
schenden Interessen in dieser Re-
publik. Alle und alles nimmt sie
ernst, seit Jahren und mit hoher
Energie. Sie schließt kein Thema
und keinen Teilnehmer aus. Sie be-

gutachtet in rotem Sweater schmel-
zende Antarktis-Gletscher, setzt
ehrgeizige Klimaziele und bremst
zugleich in Brüssel zugunsten der
deutschen Automobilindustrie. Sie
geht auf alle Gewerkschaftskon-
gresse und erntet dort mehr als
Respekt. Unternehmer und Ge-
werkschaften der exportorientierten
Branchen finden die Tür zum Kanz-
leramt sperrangelweit offen. Den

Kündigungsschutz zu schwächen,
die Tarifautonomie zu unterlaufen,
die Mitbestimmung einzuschränken,
das alles ist für sie kein Thema
mehr; die Gewerkschaften registrie-
ren das. Sie spricht über die Gier der
Manager, fordert die Wirtschafts-
verbände zum Handeln auf. Als Re-
gierung konkret etwas gegen zu ho-
he Managergehälter zu tun, das
lehnt sie ab. Als Kanzlerin vertritt
Merkel die Interessen von Unter-
nehmen, Banken, ebenso wie die der
deutschen Gewerkschaften mit Hin-
gabe und hohem Geschick den lie-
ben langen Tag und beachtet ebenso
ernsthaft die öffentlichen Erwartun-
gen, die sich als herrschend heraus-
kristallisieren; insofern war die Ver-

längerung der Laufzeiten der AKWs
für sie buchstäblich ein handwerkli-
cher Patzer, den sie sich bis heute
nicht verzeiht.
Das Vorhandene will sie nicht

verändern, keinem Interesse und
keiner Erwartung widerstehen, son-
dern möglichst geschickt managen.
Das ist ihr Anliegen. Deshalb ist al-
les, was sie tut, nicht aus einem
Guss, sondern ein Flickenteppich aus
verschiedenen Interessen, an dem
vor allem die momentane Stärke der
jeweiligen Lobbys abzulesen ist. Das
ist ihre Art, eine Gesellschaft der
Vielfalt zu regieren. Jeder soll we-
nigstens mit der begründeten Hoff-
nung leben: Bei der habe ich eine
Chance, nicht zu kurz zu kommen.
Sie, die anhaltend korruptionsfreie
Kanzlerin, ist der personifizierte In-
teressenausgleich.
Nun der Abspann, der unter jeden

Text gehört, der sich mit Angela
Merkel beschäftigt:
Hundert Milliardäre standen 2012

an der Spitze von 345 000 Vermö-
gensmillionären: Die deutschen Rei-
chen waren noch nie so reich wie in
der unmittelbaren Gegenwart, sagt
der Sozialhistoriker Hans-Ulrich
Wehler. Brücken, Straßen, Schulen
verrotten. Der Niedriglohnsektor ist
unverändert hoch. Die öffentlichen
Hände haben in den vergangenen 15
Jahren wegen der Steuerpolitik im
Saldo knapp 500 Milliarden Euro
weniger eingenommen. Bei der letz-
ten Bundestagswahl haben 30 Milli-
onen Bürger Merkels Große Koaliti-
on gewählt. Denen stehen 17,6 Mil-
lionen Nichtwähler gegenüber, die
meisten von ihnen aus sogenannten
sozial prekären Verhältnissen. Bun-
deskanzlerin Angela Merkel regiert
im zehnten Jahr – offensichtlich
nicht im Auftrag der politischen
Hypnose.

Wolfgang Storz war bis 2006
Chefredakteur der »Frankfurter
Rundschau« und arbeitet seither
als Berater und Publizist.
Foto: Stephan Moll

PERSONALIE

Grenzgänger
Von Jürgen Amendt

Jaron Lanier teilt das Schicksal
vieler, die sich aufmachten, die
Grenzen menschlicher Erfin-
dungsgabe auszutesten. Wie weit
kannderMenschnur umeiner Idee
Willen jene Grenze überschreiten,
die uns Durchschnittsmenschen,
die wir uns in der Sicherheit eben
jener Grenzziehung einrichten, vor
dem Äußersten bewahrt: den Ver-
lust moralischer Unschuld. Ohne
Menschen wie Jaron Lanier gäbe
es heute möglicherweise das In-
ternet nicht, wie wir es kennen.
Der 54-Jährige hat 1983 mit

»Moondust« ein Videospiel ent-
worfen, das späteren Spielen die-
ser Art als Vorbild galt. Der Schul-
abbrecher (mit 15 verließ er die
High School, wurde aber zu Ma-
thematik-Vorlesungen an der Uni
zugelassen und lehrte später an
mehren Hochschulen Informatik)
entwickelte den den ersten »Ava-
tar«, also den ersten Stellvertreter
des Menschen in der virtuellen Re-
alität der Computerwelt. Er hat 3D-
Grafiken fürs Kino entwickelt,
machte sich schon Gedanken um
internetbasierte Computernetz-
werke, als die meisten seiner Zunft
noch glaubten, Computer seien
ausschließlich für die industrielle
oder militärische Anwendung ge-
eignet. Wenn man so will, ist La-
nier also jemand, der Mitverant-
wortung dafür trägt, dass die NSA
weltweit die Datennetze ab-
schöpft und Google und Facebook
weitgehend ungehindert private
Daten sammeln können.

Auf der dunklen Seite derMacht
steht der gebürtige New Yorker al-
lerdings nicht. In seinen neueren
Veröffentlichungen plädiert er für
eine Beschränkung der Macht der
Internetkonzerne. Vor wenigen
Tagen warnte er in einem Beitrag
für die FAZ vor Google und Ama-
zon, die dabei seien, eine »Über-
wachungsökonomie« aufzubauen.
Dadurch seien wir »nur noch um
Haaresbreite von einem Überwa-
chungsstaat entfernt«.
Im Oktober soll Jaron Lanier

den Friedenspreis des Deutschen
Buchhandels erhalten. Eine rich-
tige Entscheidung. Noch besser
aber wäre es gewesen, der Stif-
tungsrat hätte den Preis zu glei-
chen Teilen Lanier und Edward
Snowden zugestanden. Denn der
kritische Geist bedarf immer eines
Menschen, der den Mut hat, ihm
materielle Gestalt zu geben.

Jaron Lanier erhält in diesem Jahr
den Friedenspreis des Deutschen
Buchhandels. Foto: dpa/Insightfoto.com


